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Bonn, den 3. November 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Fahrpreiserhöhung für Anschluß verkehr durch 
Autobusse der Deutschen Bundesbahn 

Bezug: Kleine Anfrage 118 der Fraktion der SPD 
- Drucksadle 901 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Die Deutsche Bundesbahn ergänzt den Schienenverkehr ihrer Strecken, 
insbesondere der Stichbahnen, die von den Hauptlinien abzweigen, 
durch Omnibusfahrten auf der Straße. 

Ein Zuschlag auf die Fahrausweise des Eisenbahnverkehrs wird 
dabei in einer Anzahl bestimmter Fälle, aber nicht allgemein erhoben. 

Die nachfolgend genannten Eisenbahnfahrausweise gelten ohne Zu- 
schlag auch im Omnibus: 

1 . Fahrkarten zum gewöhnlichen Preis für einfache Fahrt, 

2. Rückfahrkarten, 

3. Sonntagsrückfahrkarten 2. Klasse, 

4. an Kinder ausgegebene Fahrkarten dieser Art zum halben Preis, 

5. Fahrkarten zum halben Preis für Blinde zu Berufsreisen. 

Sollen mittels der stärker ermäßigten Fahrausweise des Schienen- 
verkehrs Omnibusse benutzt werden, so ist ein Zuschlag in Höhe 
des halben Omnibusfahrpreises, d. h. 3 Pfennige je km, jedoch nicht 
in Höhe des halben Fahrpreises der 3. Klasse, zu entrichten, und zwar; 

a) für Netzkarten, Bezirkskarten und Bezirkswochenkarten, und 

b) nach jeweiliger Anordnung der Bundesbahndirektionen — und 
zwar in allen den Fällen, in denen sich ein Bedürfnis gezeigt hat — 
für alle bisher nicht genannten Fahrausweise. Dazu zählen u. a. 
Monats- und Teilmonatskarten, Schülermonats- und -Wochenkarten, 
Arbeiterwochenkarten, Arbeiterrückfahrkarten und Sonntagsrück- 
fahrkarten 3. Klasse. 

Für Berufstätige und Schüler besteht in diesen Fällen die Möglichkeit, 
von kombinierten Zeitkarten Gebrauch zu machen, mit denen sie 
die Eisenbahn beliebig oft und die Omnibusse zu einer bestimmten 
Anzahl Fahrten benutzen können. 



Zu Frage 1 

Diese Regelung gilt 

für die unter a genannten Fahrkarten auf allen Omnibuslinien der 
Deutschen Bundesbahn (776), und 

für die unter b genannten Fahrausweise auf 490 Omnibuslinien der 
Deutschen Bundesbahn. 


Zu Frage 2 

Ein Zusdilag wird also nur in Verbindung mit den besonders stark 
ermäßigten Fahrausweisen des Schienenverkehrs erhoben. Den weit- 
aus bedeutendsten Teil dieser Ausweise bilden die Zeitkarten des 
Arbeiter- und Schülerverkehrs. Sie bieten dem Inhaber im Arbeiter- 
verkehr eine Vergünstigung von 70,5 bis 87,1 v. H. des Regeltarifs 
und im Schülerverkehr von 80 bis 96 v. H. des Regeltarifs. 

Es ist u. a. aus folgenden Gründen nicht möglich, Tarifnachlässe 
dieses Ausmaßes auf den Omnibusverkehr der Deutschen Bundes- 
bahn zu übertragen: 

a) Nach dem Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 1951 ist die 
Deutsche Bundesbahn verpflichtet, ihren Betrieb nach kaufmänni- 
schen Gesichtspunkten wirtschaftlich zu führen. Dies gilt auch 
für ihren Kraftverkehr, dessen Ergebnisse gesondert darzustellen 
sind (§ 32 Abs. 3 BBG). 

b) Die Tarife der Deutschen Bundesbahn für den Berufs- und Schü- 
lerverkehr auf der Schiene sind kein Maßstab für einen gerechten 
Preis, denn sie sind nicht kostenedit. Vielmehr weisen sie Sätze 
auf, die den seit Jahren gestiegenen und noch steigenden Aus- 
gaben für Personal- und Materialkosten auch nicht annähernd 
angepaßt worden sind. Auf diese Unterkostentarife ist u. a. das 
Defizit der Deutschen Bundesbahn im Schienen - Personenverkehr 
zurückzuführen. Sollten die Sätze dieser Tarife für den Omnibus- 
verkehr der Deutschen Bundesbahn übernommen werden, so wird 
die gleiche wirtschaftlich ungünstige Entwicklung mit Sicherheit 
auch bei diesem Verkehr eintreten. 

c) Eine Preisgabe der Tarif grundsätze, die für den Bahnbusverkehr 
festgelegt sind, muß auf die Omnibusverkehre der Deutschen 
Bundespost, der kommunalen Betriebe (VÖV), der nichtbundes- 
eigenen Eisenbahnen und der gewerblichen Qpinibusunternehmen 
zurückwirken und zu unerwünschten Auseinandersetzungen führen. 
Gegen die Deutsche Bundesbahn wird in diesem Falle der Vor- 
wurf unlauteren Wettbewerbs erhoben werden. Dieser Vorwurf 
ist unter diesen Voraussetzungen berechtigt, da die gegenwärtigen 
Tarife im Einvernehmen mit den öffentlichen und privaten 
Omnibusbetrieben festgesetzt worden sind. 



d)In den Fällen, in denen Omnibusse an Stelle von Sdiienenfahr- 
zeugen eingesetzt werden, handelt es sidi nidit schledithin um 
einen Ersatzverkehr, sondern um eine Verkehrsumstellung, bei 
der im allgemeinen eine höherwertige Leistung angeboten wird, 
z. B. durdi bessere Ausstattung der Fahrzeuge, durch Anfahren 
der Ortsmittelpunkte u. ä. Diese höherwertigen Leistungen recht- 
fertigen einen etwas höheren Fahrpreis. 

Zu Frage 3 

Der Bundesregierung ist bisher nidit bekanntgeworden, daß diese 
Regelung, die seit über 14 Jahren eingeführf ist, zu einer starken 
Beunruhigung im Berufs- und Schülerverkehr geführt habe. 

In letzer Zeit ist allerdings ein Einzelfall bekannt geworden. In- 
folgedessen hat sich die Presse mit den Tarifen des schienener- 
gänzenden Omnibusverkehrs besdiäftigt. Die Bahnbuslinie Freilassing — 
Berchtesgaden dient auch dem Schienenersatzverkehr, da einige 
Abendzüge ausgefallen sind, so daß die Reisenden auf die Be- 
nutzung des Omnibusses verwiesen werden mußten. Als ein Schaffner 
dieser Omnibuslinie kürzlich von einem Reisenden mit ermäßigter 
Fahrkarte bestimmungsgemäß den Zuschlag in Höhe von 50 v. H. 
des Omnibusfahrpreises verlangte, verweigerte dieser Reisende und, 
durch seinen Widersprudi veranlaßt, auch andere Fahrgäste, die den 
Bahnbus mit Arbeiterrückfahrkarten und Schülerfahrkarten benutzten, 
die Zahlung des Zuschlages. Die Fahrgäste dieser Omnibuslinie 
haben sich jedoch inzwischen, nadidem ihnen von der Bundesbahn- 
direktion München die Gründe für die Tarirgestaltung dargelegr 
worden sind, bereit gefunden, die festgesetzten Fahrpreise zu ent- 
richten. Die Berufstätigen, die auf die Benutzung sowohl der Züge 
wie der abendlich verkehrenden Omnibusse für ihre Reisen ange- 
wiesen sind, machen von den kombinierten Zeitkarten Gebrauch, 
die es gestatten, die Eisenbahn beliebig oft und die Omnibusse zu 
einer bestimmten Anzahl Fahrten zu benutzen. 


Zu Frage 4 

In Würdigung der ausgeführten Gründe (Frage 2) ist die Bundes- 
regierung nidit in der Lage, auf die Deutsche Bundesbahn einzu- 
wirken, die für die Eisenbahnen ausgegebenen Zeitkarten des Berufs- und 
Sdiülerverkehrs in den Omnibussen ohne Zuschlag als gültige 
Fahrausweise anzuerkennen. Die Deutsche Bundesbahn würde bei 
einer solchen Einwirkung mit Redit auf die Bestimmung des § 28 
Abs. 2 und 3 BBG verweisen und verlangen, daß die Mehrbelastung, 
die ihr dadurdi entsteht, zu Lasten des Bundeshaushalts ausgeglichen 
wird. 


Dr.-Ing. Seebohm 



